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Jahrgang 1973 Ausgegeben am 27. Feber 1973 21. Stück

8 0 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 171 Tiroler Straße im Bereich der
Gemeinden Telfs und Pfaffenhofen

8 1 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 170 Brixental Straße im Bereich der
Gemeinden Wörgl, Itter und Hopfgarten und der B 171 Tiroler Straße im Bereich
der Gemeinden Wörgl und Kirchbichl

8 2 . Verordnung: Geschäftsordnung der Arbeitnehmerschutzkommission
83. Verordnung: Verlängerung der Wochendienstzeit der Angehörigen des Bundesheeres, aus-

genommen Personen, die zum ordentlichen oder außerordentlichen Präsenzdienst
einberufen sind

8 4 . Verordnung: Festsetzung der Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und einer
pauschalierten Aufwandsentschädigung für bestimmte Angehörige des Bundes-
heeres

8 5 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung der abziehbaren Vor-
steuerbeträge bei bestimmten freiberuflich tätigen Unternehmern

8 6 . Verordnung: Aufstellung von Schätzungsrichtlinien für die Ermittlung der Höhe des Eigen-
verbrauches bei bestimmten Unternehmern und über die Fälligkeit der auf den
Eigenverbrauch entfallenden Umsatzsteuer

8 0 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 5. Feber 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 171 Tiroler Straße im Bereich

der Gemeinden Telfs und Pfaffenhofen

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 171 Tiroler Straße
wird im Bereich der Gemeinden Telfs und Pfaf-
fenhofen wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
am westlichen Ende der Telfser Allee bei
km 466,970 (alt) der Tiroler Straße und zweigt
bei km 467,120 (alt) von der bestehenden Orts-
durchfahrt ab. Bei km 467,540 (alt) kreuzt sie
die bestehende Bundesstraße, schwenkt nach
Süden, überquert den Grießbach, den Inn bei
Fluß km 326,160, die Bahnlinie Innsbruck—Blu-
denz und abermals die bestehende Bundesstraße,
schwenkt dann wieder in westliche Richtung und
mündet bei km 468,935 (alt) in die Tiroler
Straße ein.

Der Verlauf der Straßentrasse ist im einzelnen
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
und bei den Gemeinden Telfs und Pfaffenhofen
aufliegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf diesen Straßenteil
Anwendung. Der in dessen Abs. 2 angeführte
Geländestreifen beträgt 35 m beiderseits der
Straßenachse.

Moser

8 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 7. Feber 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 170 Brixental Straße im Bereich der
Gemeinden Wörgl, Itter und Hopfgarten und
der B 171 Tiroler Straße im Bereich der Ge-

meinden Wörgl und Kirchbichl

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

1. Der Straßenverlauf der B 170 Brixental
Straße wird im Bereich der Gemeinden Wörgl,
Itter und Hopfgarten wie folgt bestimmt :

Die B 170 Brixental Straße wird von km 4,01
(alt) bis km 9,38 (alt) auf die bereits hergestellte
Straßentrasse umgelegt, welche die alte Trasse
mehrfach überschneidend in gestreckterer Linien-
führung verläuft.

2. Der Straßenverlauf der B 171 Tiroler Straße
wird im Bereich der Gemeinden Wörgl und
Kirchbichl wie folgt bestimmt:

6 44
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Die B 171 Tiroler Straße wird von km 377,200
(alt-km der ehemaligen Wiener Straße) bis
km 377,915 (alt-km der ehemaligen Wiener
Straße) auf die bereits hergestellte Straßentrasse
umgelegt, welche — ohne die alte Trasse zu be-
rühren — in gestreckterer Linienführung ver-
läuft.

3. Gleichzeitig werden die durch die beiden
Umlegungen für den Durchzugsverkehr entbehr-
lich gewordenen Straßenteile als Bundesstraßen
aufgelassen.

Moser

8 2 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 9. Feber 1973 über
die Geschäftsordnung der Arbeitnehmer-

schutzkommission

Auf Grund des § 25 Abs. 5 des Arbeitnehmer-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 234/1972, wird verord-
net:

Arbeitnehmerschutzkommission

§ 1. Die Arbeitnehmerschutzkommission beim
Bundesministerium für soziale Verwaltung ist zur
Beratung und Begutachtung in grundsätzlichen
Angelegenheiten des Schutzes des Lebens, der Ge-
sundheit und der Sittlichkeit der Arbeitnehmer
berufen; sie dient ferner dem Erfahrungsaus-
tausch in solchen Angelegenheiten sowie der all-
gemeinen Förderung des Arbeitnehmerschutzes.

Mitglieder und Ersatzmitglieder

§ 2. (1) Die Arbeitnehmerschutzkommission
besteht aus dem leitenden Beamten des Zentral-
Arbeitsinspektorates und dem leitenden Beamten
des Verkehrs-Arbeitsinspektorates sowie aus wei-
teren 13 Mitgliedern und der gleichen Zahl von
Ersatzmitgliedern. Diese weiteren Mitglieder und
die Ersatzmitglieder werden vom Bundesminister
für soziale Verwaltung ernannt und abberufen;
sie müssen eigenberechtigte österreichische Staats-
bürger sein. Nach Ablauf einer Funktionsdauer
der Kommission können Mitglieder und Ersatz-
mitglieder wieder ernannt werden.

(2) Über Ansuchen eines ernannten Mitgliedes
(Abs. 1) oder eines Ersatzmitgliedes hat der Bun-
desminister für soziale Verwaltung dieses vor Ab-
lauf der Funktionsdauer von seiner Funktion ab-
zuberufen. Ferner kann der Bundesminister für
soziale Verwaltung ein ernanntes Mitglied oder
ein Ersatzmitglied vor Ablauf der Funktionsdauer
von seiner Funktion abberufen, wenn dieses sei-
nen Verpflichtungen nicht entspricht, wie durch
Fernbleiben von einer größeren Zahl von Sit-
zungen, ohne daß hiefür zwingende Gründe vor-
gelegen haben.

(3) Scheidet ein ernanntes Mitglied (Abs. 1)
oder ein Ersatzmitglied vor Ablauf der Funk-
tionsdauer aus, so hat der Bundesminister für
soziale Verwaltung für die restliche Funktions-
dauer ein neues Mitglied bzw. Ersatzmitglied zu
ernennen.

(4) Dem leitenden Beamten des Zentral-Ar-
beitsinspektorates, dem leitenden Beamten des
Verkehrs-Arbeitsinspektorates und den ernann-
ten Mitgliedern (Abs. 1) steht in den Sitzungen
das Stimmrecht zu. Ist ein Mitglied verhindert, an
einer Sitzung teilzunehmen, so ist das in Betracht
kommende Ersatzmitglied stimmberechtigt.

Vorsitz

§ 3. (1) Die Mitglieder der Arbeitnehmer-
schutzkommission wählen aus dem Kreis der er-
nannten Mitglieder (§ 2 Abs. 1) einen Vorsitzen-
den und dessen Stellvertreter, die ihren ordent-
lichen Wohnsitz oder den Sitz ihrer Berufsaus-
übung nach Möglichkeit in Wien haben müssen.
Die Wahl des Vorsitzenden und dessen Stellver-
treters erfolgt mit einfacher Mehrheit, bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

(2) In der ersten Sitzung einer neuen Funk-
tionsdauer der Kommission führt bis zur erfolg-
ten Wahl des Vorsitzenden der Bundesminister
für soziale Verwaltung, bei dessen Verhinderung
der leitende Beamte des Zentral-Arbeitsinspek-
torates, den Vorsitz.

(3) Scheidet der Vorsitzende oder dessen Stell-
vertreter während der Funktionsdauer der Kom-
mission aus, so ist unter sinngemäßer Anwen-
dung der Abs. 1 und 2 eine Neuwahl vorzuneh-
men.

Sitzungen

§ 4. (1) Die Sitzungen der Arbeitnehmerschutz-
kommission werden nach Bedarf, jedoch minde-
stens einmal jährlich, vom Bundesminister für
soziale Verwaltung einberufen.

(2) Über begründeten schriftlichen Antrag von
mindestens sechs Mitgliedern der Kommission
hat der Bundesminister für soziale Verwaltung
eine Sitzung einzuberufen.

(3) Den Ersatzmitgliedern, die nicht ein er-
nanntes Mitglied (§ 2 Abs. 1) vertreten, steht das
Recht zu, an den Sitzungen der Kommission in
beratender Eigenschaft teilzunehmen.

(4) Die Sitzungen der Kommission sind nicht
öffentlich. Alle Teilnehmer haben über die Ver-
handlungsgegenstände Verschwiegenheit zu be-
wahren; ausgenommen hievon ist die Bericht-
erstattung an die Körperschaft, über deren Vor-
schlag das Mitglied oder das Ersatzmitglied er-
nannt wurde, und die Berichterstattung der Be-
hördenvertreter gegenüber den sie entsendenden
Stellen.
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Einladung und Tagesordnung

§ 5. (1) Die Einladung zu den Sitzungen der
Arbeitnehmerschutzkommission, die auch die
Tagesordnung zu enthalten hat, ist mindestens
zwei Wochen vor dem Sitzungstag an alle Mit-
glieder und Ersatzmitglieder zu versenden; nach
Möglichkeit sind die Unterlagen zu den Verhand-
lungsgegenständen anzuschließen. Mitglieder, die
verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen,
haben dies dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung, Zentral-Arbeitsinspektorat, so recht-
zeitig bekanntzugeben, daß dieses noch in der
Lage ist, das für die Beratung in Betracht kom-
mende Ersatzmitglied hievon zu verständigen.

(2) Die Tagesordnung für die erste Sitzung der
Kommission in einer neuen Funktionsdauer wird
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
und für die übrigen Sitzungen der Kommission
vom Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung fest-
gesetzt.

Beschlußfähigkeit

§ 6. (1) Die Arbeitnehmerschutzkommission
ist beschlußfähig, wenn einschließlich des Vorsit-
zenden oder dessen Stellvertreters mindestens
sieben ernannte Mitglieder bzw. die Ersatzmit-
glieder für diese und der leitende Beamte des
Zentral-Arbeitsinspektorates anwesend sind. So-
weit es sich jedoch um Angelegenheiten handelt,
deren Vollziehung dem Bundesminister für Ver-
kehr obliegt, ist die Beschlußfähigkeit gegeben,
wenn auch der leitende Beamte des Verkehrs-
Arbeitsinspektorates anwesend ist.

(2) Die Kommission faßt ihre Beschlüsse mit
einfacher Stimmenmehrheit der in der Sitzung
anwesenden Stimmberechtigten. Der Vorsitzende
hat in jedem Falle mitzustimmen; bei Stimmen-
gleichheit entscheidet seine Stimme.

Fachausschüsse

§ 7. (1) Die Arbeitnehmerschutzkommission
kann zur Vorbereitung von Verhandlungsgegen-
ständen Fachausschüsse einsetzen. Nur Mitglieder
und Ersatzmitglieder der Kommission können
einem Fachausschuß als Mitglieder oder Ersatz-
mitglieder angehören.

(2) Jede der im § 25 Abs. 2 des Arbeitnehmer-
schutzgesetzes genannten Körperschaften kann in
einen Fachausschuß ein Mitglied und ein Ersatz-
mitglied für dieses entsenden. Darnach setzt die
Kommission die Fachausschüsse zusammen, denen
auch der leitende Beamte des Zentral-Arbeits-
inspektorates und der leitende Beamte des Ver-
kehrs-Arbeitsinspektorates angehören.

(3) Auf die Geschäftsführung der Fachaus-
schüsse sind die in Betracht kommenden Bestim-
mungen dieser Geschäftsordnung für die Kom-
mission nach Maßgabe des Abs. 4 sinngemäß an-
zuwenden.

(4) Fachausschüsse sind beschlußfähig, wenn
einschließlich des Vorsitzenden oder dessen Stell-
vertreters mindestens vier Mitglieder des Fach-
ausschusses bzw. die Ersatzmitglieder für diese
und der leitende Beamte des Zentral-Arbeits-
inspektorates anwesend sind. Soweit es sich jedoch
um Angelegenheiten handelt, deren Vollziehung
dem Bundesminister für Verkehr obliegt, ist die
Beschlußfähigkeit gegeben, wenn auch der leitende
Beamte des Verkehrs-Arbeitsinspektorates an-
wesend ist. Die Frist für die Versendung der
Einladung nach § 5 Abs. 1 entfällt, wenn bei der
Sitzung eines Fachausschusses der Zeitpunkt der
nächsten Sitzung festgelegt wurde.

Beiziehung von Sachverständigen

§ 8. Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung kann den Sitzungen der Arbeitnehmer-
schutzkommission und der Fachausschüsse Sach-
verständige in beratender Eigenschaft beiziehen.
Vorschläge hiefür können von der Kommission
oder den Fachausschüssen erstattet werden.

Mitwirkung von Behörden

§ 9. (1) Zu den Sitzungen der Arbeitnehmer-
schutzkommission und der Fachausschüsse sind
die Bundesministerien für Verkehr, für Handel,
Gewerbe und Industrie, für Land- und Forstwirt-
schaft sowie für Gesundheit und Umweltschutz,
Vertreter des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung und die von den Ländern bestimmten
Vertreter unter Angabe der Tagesordnung und
nach Möglichkeit unter Anschluß der Unter-
lagen nach § 5 Abs. 1 zu laden. Nach der Art des
Verhandlungsgegenstandes können auch Vertre-
ter weiterer Behörden zu den Sitzungen geladen
werden.

(2) Die Behördenvertreter nehmen an den Sit-
zungen der Kommission und der Fachausschüsse
in beratender Eigenschaft teil.

Niederschrift

§ 10. (1) Über den Verlauf jeder Sitzung der
Arbeitnehmerschutzkommission und der Fachaus-
schüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die
den Tag der Sitzung, die Namen der Anwesen-
den, die Tagesordnung, den wesentlichen Inhalt
der Verhandlungen und die gefaßten Beschlüsse
zu enthalten hat.

(2) Diese Niederschriften sind vom Vorsitzen-
den, vom Schriftführer und von zwei Kommis-
sions- bzw. Fachausschußmitgliedern, die der Sit-
zung beigewohnt haben, zu fertigen.
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(3) Von jeder Niederschrift ist eine Ausferti-
gung den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der
Kommission sowie den beigezogenen Sachverstän-
digen, den beteiligten Bundesministerien und den
Vertretern der sonstigen eingeladenen Behörden
zu übersenden.

Geschäftsführung

§ 11. (1) Die Geschäftsführung der Arbeitneh-
merschutzkommission und ihrer Fachausschüsse
obliegt dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung, Zentral-Arbeitsinspektorat. Dieses hat
auch den Schriftführer beizustellen.

(2) Schriftstücke der Kommission sind vom
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom Stell-
vertreter, und vom Schriftführer zu fertigen.

Häuser

8 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
13. Feber 1973, mit der die Wochendienst-
zeit der Angehörigen des Bundesheeres, aus-
genommen Personen, die zum ordentlichen
oder außerordentlichen Präsenzdienst ein-

berufen sind, verlängert wird

Auf Grund des § 28 Abs. 5 der Dienst-
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung
der Dienstpragmatik-Novelle 1972, BGBl.
Nr. 213, in Verbindung mit § 20 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der
Fassung der 20. Vertragsbedienstetengesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 215/1972, wird verordnet:

Die Wochendienstzeit der

a) zeitverpflichteten Soldaten,

b) Berufsoffiziere,

c) Beamten und Vertragsbediensteten, die
gemäß § 11 des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 185/1966 zur Ausübung
einer Unteroffiziersfunktion herangezogen
sind und

d) Personen, die nach § 11 a des Wehrgesetzes
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 96/1969 in einer Offiziersfunktion ver-
wendet werden,

umfaßt 43 Stunden.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

8 4 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 13. Feber 1973 über
die Festsetzung der Pauschalvergütung für
den verlängerten Dienstplan und einer pau-
schalierten Aufwandsentschädigung für be-

stimmte Angehörige des Bundesheeres

Auf Grund der §§ 16 a und 20 in Verbindung
mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 214/1972 und § 22 Abs. 1 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 215/1972
wird mit Zustimmung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Den in der Verordnung der Bundesregie-
rung vom 13. Feber 1973, BGBl. Nr. 83,
angeführten Beamten und Vertragsbediensteten
gebührt eine monatliche Pauschalvergütung für
den verlängerten Dienstplan sowie eine pauscha-
lierte Aufwandsentschädigung nach Maßgabe des
§2.

§ 2. (1) Die Pauschalvergütung für den verlän-
gerten Dienstplan beträgt monatlich:

(2) Die pauschalierte Aufwandsentschädigung
beträgt für die im Abs. 1 Z. 1 und 4 angeführten
Beamten und Vertragsbediensteten monatlich
200 S und für die im Abs. 1 Z. 2 und 3 ange-
führten Beamten monatlich 110 S.

Lütgendorf

8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Feber 1973 über die Auf-
stellung von Durchschnittssätzen für die Er-
mittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge
bei bestimmten freiberuflich tätigen Unter-

nehmern

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:
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§ 1. (1) Unternehmer der im § 3 angeführten
Berufsgruppen können die nach § 12 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge
nach Durchschnittssätzen berechnen. Die anzu-
wendenden Durchschnittssätze sind jeweils in
einem Vomhundertsatz des Umsatzes angegeben.

(2) Umsatz im Sinne dieser Verordnung ist der
im Inland erzielte Umsatz aus der freiberuflichen
Tätigkeit der im § 3 bezeichneten Berufsgruppen
mit Ausnahme der Einfuhr, der Umsätze nach
§ 6 2. 8 und Z. 9 lit. a und b des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 sowie der Umsätze aus Hilfs-
geschäften einschließlich der Geschäftsveräuße-
rungen.

§ 2. Die Durchschnittssätze gelten für Unter-
nehmer, deren Umsatz nach § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2
des Umsatzsteuergesetzes 1972 im vorangegange-
nen Kalenderjahr nicht mehr als 2,000.000 S be-
tragen hat.

§ 3. Die Durchschnittssätze betragen für

§ 4. (1) Soweit im Abs. 2 nichts anderes be-
stimmt ist, werden mit dem Durchschnittssatz
sämtliche Vorsteuern abgegolten, die mit der
freiberuflichen Tätigkeit der im § 3 bezeichneten
Berufsgruppen zusammenhängen.

(2) Neben dem nach einem Durchschnittssatz
berechneten Vorsteuerbetrag kann bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 abgezogen werden:

a) die von anderen Unternehmern gesondert
in Rechnung gestellte Steuer für Lieferun-
gen von Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens, die der Abnutzung unterliegen und
deren Anschaffungskosten nach den Vor-
schriften des Einkommensteuerrechtes im
Kalenderjahr der Anschaffung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt
werden können;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichne-
ten Lieferungen entsprechen;

c) die den im § 3 unter Z. 6 genannten Un-
ternehmern von Rechenzentren für sonstige
Leistungen im Zusammenhang mit Daten-
verarbeitungsaufträgen in Rechnung ge-
stellte Steuer.

§ 5. Wird die abziehbare Vorsteuer nach einem
Durchschnittssatz berechnet, so ist der Unterneh-
mer insoweit von der Aufzeichnungspflicht nach
§ 18 Abs. 2 Z. 4 und 5 des Umsatzsteuergesetzes
1972 befreit.

§ 6. Diese Verordnung ist auf Vorsteuern an-
wendbar, die gemäß § 20 Abs. 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 in die Kalenderjahre 1973
und 1974 fallen.

Androsch

8 6 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Feber 1973 über die Auf-
stellung von Schätzungsrichtlinien für die
Ermittlung der Höhe des Eigenverbrauches
bei bestimmten Unternehmern und über die
Fälligkeit der auf den Eigenverbrauch entfal-

lenden Umsatzsteuer

Auf Grund des § 21 Abs. 10 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:

§ 1. Soweit die Höhe des Eigenverbrauches
eines Unternehmers nicht durch ordnungsgemäß
geführte Aufzeichnungen im Sinne des § 18 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 nachgewiesen wird, ist
bei der Berechnung der Umsatzsteuer für den
Eigenverbrauch die Bemessungsgrundlage wie
folgt zu ermitteln:
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2. soweit ein Unternehmer im Inland einen
seinem Unternehmen dienenden Gegenstand
(z. B. ein Kraftfahrzeug) für Zwecke ver-
wendet oder verwenden läßt, die außerhalb
des Unternehmens liegen, ist als Bemessungs-
grundlage für den Eigenverbrauch jener Wert
heranzuziehen, der bei der steuerlichen Ge-
winnermittlung nach den einkommensteuer-
rechtlichen Vorschriften als Privatentnahme
zu berücksichtigen ist.

§ 2. (1) Ist die Bemessungsgrundlage für den
Eigenverbrauch nach den Bestimmungen dieser
Verordnung zu ermitteln, so entfällt insoweit die
Aufzeichnungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 2
Z. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972. Die Steuer
für den Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Z. 2
ist erst in der für den letzten Voranmeldungs-
zeitraum eines Veranlagungszeitraumes abzuge-
benden Voranmeldung zu berechnen; das gleiche
gilt für Eigenverbrauchstatbestände gemäß § 1
Abs. 1 Z. 2 lit. b des Umsatzsteuergesetzes 1972.

(2) Die Fälligkeit der auf den Eigenverbrauch
im Sinne des § 1 Z. 2 dieser Verordnung sowie
des § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. b des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 entfallenden Umsatzsteuer wird abwei-
chend von der gesetzlichen Regelung des § 21
Abs. 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972 mit
10. Feber des auf den Veranlagungszeitraum fol-
genden Kalenderjahres bestimmt; bei Einstellung
der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit (§ 20
Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1972) tritt die
Fälligkeit binnen einem Monat nach Ablauf des
Veranlagungszeitraumes ein.

§ 3. Diese Verordnung ist erstmals auf den
Veranlagungszeitraum 1973 anzuwenden.

Androsch


